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 Nr. 298 390 vom 11. Dezember 2023 

In der Sache X / V 

 

 

 In Sachen : X alias X alias X 

  Bestimmer Wohnsitz : In der Kanzlei des Rechtsanwalt T. BARTOS 

Rue Sous-le-Château 13 

4460 GRACE-HOLLOGNE 

 

  gegen: 

 

den Belgischen Staat, vertreten durch die Staatssekretärin für Asyl und Migration 

 

 

 

 

DER DIENSTTUENDE PRÄSIDENT DER V. KAMMER, 

 

Gesehen den Antrag, den X, äthiopischer Staatsangehöriger, alias X, der erklärt eritreischer 

Staatsangehöriger zu sein, alias X, somalischer Staatsangehöriger, am 4. Dezember 2023 per J-Box 

eingereicht hat, um in äußerster Dringlichkeit die Aussetzung der Ausführung des Beschlusses der 

Beauftragten des Staatssekretärin für Asyl und Migration vom 28. November 2023 zur Anweisung das 

Staatsgebiet zu verlassen mit Festhaltung im Hinblick auf Entfernung, zu beantragen. 

 

Unter Berücksichtigung des Titels Ibis, Kapitel 2, Abschnitt IV, Unterabschnitt 2 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von 

Ausländern. 

 

Unter Berücksichtigung des Artikels 39/82 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins 

Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern.  

 

Unter Berücksichtigung des Titels II, Kapitel II des königlichen Erlasses vom 21. Dezember 2006 zur 

Festlegung des Verfahrens vor dem Rat für Ausländerstreitsachen. 

 

Gesehen den Schriftsatz mit Anmerkungen und die Verwaltungsakte. 

 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses vom 5. Dezember 2023, der das Datum der Sitzung auf den 7. 

Dezember 2023 anberaumt hat. 

 

Gehört den Bericht des Richters für Ausländerstreitsachen C. ROBINET. 

 

Gehört die Anmerkungen der Rechtsanwältin N. HENNES, die loco Rechtsanwalt T. BARTOS für die 

klagende Partei erscheint und des Rechtsanwaltes A. DE WILDE, der für die beklagte Partei erscheint. 
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FASST NACH BERATUNG DEN FOLGENDEN ENTSCHEID: 

 

1. Sachverhalt 

 

Am 28. November 2023 hat die Beauftragte der Staatssekretärin für Asyl und Migration, M. P., eine 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen mit Festhaltung im Hinblick auf Entfernung (Anlage 13septies) 

erlassen. 

 

Diese wurde wie folgt begründet: 

 

„Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen 

 

Herr, der erklärt, wie folgt zu heißen:  

Name: [M.] 

Vorname: [M. D.] 

Geburtsdatum: […] 

Geburtsort: […] 

Staatsangehörigkeit: éthiopien 

 

gegebenenfalls ALIASNAME: [A. A. A.] geboren in […] am […], somalischer Staatsangehöriger 

 

wird angewiesen, das Staatsgebiet Belgiens und das Staatsgebiet der Staaten zu verlassen, die den 

Schengen-Besitzstand vollständig anwenden, außer wenn er die erforderlichen Dokumente besitzt, um in 

diese Staaten einzureisen: 

 

BEGRÜNDUNG DES BESCHLUSSES 

UND DER TATSACHE, DASS KEINE FRIST EINGERÄUMT WIRD, DAS STAATSGEBIET ZU 

VERLASSEN: 

 

Der Betreffende wurde vor Beschlussfassung am 21/11/2023 von Deutschland vernommen und seine 

Aussage wurde berücksichtigt. 

 

Die Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen wird in Anwendung des folgenden Artikels/der folgenden Artikel 

das Gesetzes vom 15. Dezember 1990 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung 

und das Entfernen von Ausländern und auf der Grundlage folgender Sachverhalts und/oder Feststellungen 

ausgestellt: 

 

 Artikel 7 Absatz 1: 

■ 1. wenn er im Königreich verbleibt, ohne Inhaber der aufgrund von Artikel 2 des Gesetzes erforderlichen 

Dokumente zu sein.  

■ 3. wenn aufgrund seines Verhaltens davon ausgegangen wird, dass er die öffentliche Ordnung 

beeinträchtigen könnte.  

■ 9. wenn die Behörden der Vertragsstaaten ihn in Anwendung dar Belgien bindenden internationalen 

Abkommen oder Übereinkommen den belgischen Behörden übergeben, damit er aus dem Staatsgebiet 

dieser Staaten entfern, wird.  

 

Der Betreffende besitzt zum Zeitpunkt seiner Festnahme weder einen gültigen Pass noch ein gültiges 

Visum/einen gültigen Aufenthaltstitel. 

 

BNL-Deutschland-Abkommen vom 17/05/1966 

 

Nach Angaben der deutschen Behörden wurde er Im Besitz eines gefälschten somalischen Passes 

abgefangen. 

 

In Anbetracht des betrügerischen Charakters dieser Tatsachen kann man zu dem Schluss kommen, dass die 

betreffende Person aufgrund Ihres Verhaltens als geeignet angesehen wird, die öffentliche Ordnung zu 

gefährden. 
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Ole deutsche Polizei hat uns mitgeteilt, dass der Betreffende wahrscheinlich an Epilepsie leidet. Den 

belgischen Polizisten wurden bei der Überstellung Medikamente ausgehändigt. Nach Angaben des 

deutschen Arztes sei die betreffende Person reisefähig. Ein ärztliches Attest wurde nicht beigefügt. 

 

Der Betreffende wird in der geschlossenen Einrichtung zu seiner familiären und medizinischen Situation 

angehört werden. 

 

Die Person gibt nicht an, dass sie eine Familie oder ein minderjähriges Kind in Belgien hat. Die Entscheidung 

stellt daher keinen Verstoß gegen Artikel 3 und 8 EMRK dar. 

 

Artikel 74/14: Grund, aus dem keine Frist für eine freiwillige Ausreise eingeräumt wurde: 

 

■ Artikel 74/14 § 3 Nr. 1: Es besteht Fluchtgefahr. 

■ Artikel 74/14 § 3 Nr. 3: Dar Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die öffentliche Ordnung dar. 

 

Bei dem Betreffenden besieht Fluchtgefahr: 

 

1. Der Betreffende hat nach seiner illegalen Einreise beziehungsweise während seines illegalen Aufenthalts 

keinen Aufenthaltsantrag oder Antrag auf internationalen Schutz eingereicht oder hat seinen Antrag nicht 

binnen der im Gesetz vorgesehenen Frist gestellt. 

Aus der Verwaltungsakte geht nicht hervor, dass er versucht hat, seinen Aufenthalt auf die gesetzlich 

vorgesehene Welse zu regularisieren. 

 

2. Der Betreffende hat im Rahmen eines Verfahrens zur Gewährung internationalen Schutzes 

beziehungsweise eines Aufenthalts-, Entfernungs- oder Abweisungsverfahrens falsche oder irreführende 

Informationen oder falsche oder gefälschte Dokumente verwendet, einen Betrug begangen oder andere 

illegale Mittel in Anspruch genommen.  

 

Alias: [A. A. A.] geboren in […] am […], somalischer Staatsangehöriger 

 

Die Person ist im Besitz einer gefälschten somalischen Identitätskarte. Er hat ihn in Äthiopien gekauft. 

 

3. Der Betreffende arbeitet nicht mit den Behörden zusammen oder hat nicht mit diesen Behörden 

zusammengearbeitet. 

Der Betreffende ist innerhalb der durch Artikel 5 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 vorgesehenen Frist 

nicht in der Gemeinde vorstellig geworden und weist in keiner Hinsicht nach, dass er Im Hotel übernachtet.  

 

Nach Angaben der deutschen Behörden wurde er im Besitz eines gefälschten somalischen Passes 

abgefangen.  

 

In Anbetracht des betrügerischen Charakters dieser Tatsachen kann man zu dem Schluss kommen, dass die 

betreffende Person aufgrund Ihres Verhaltens als geeignet angesehen wird, die öffentliche Ordnung zu 

gefährden. 

 

[…]“. 

 

Es handelt sich um den Verwaltungsakt, dessen Aussetzung in äußerster Dringlichkeit beantragt wird. 

 

2. Verfahrensgegenstand 

 

Es sei daran erinnert, dass der Rat unzuständig ist, um über Klagen zu entscheiden, welche eine 

Entscheidung über die Festhaltung betreffen, da zu diesem Zweck durch Artikel 71 des Gesetzes vom 15. 

Dezember 1980 ein besonderer Rechtsbehelf vor der Ratskammer des Korrektionalgerichts organisiert ist. 

 

Somit ist der Rat unzuständig, um sich über den Festhaltungsbeschluss zu äußern, und der Gegenstand des 

vorliegenden Verfahrens ist allein die Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen. 

 

3. Bezüglich des Aussetzungsantrages in äußerster Dringlichkeit 
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3.1. Die drei kumulativen Bedingungen  

 

Artikel 43 § 1 Nr. 1 des Königlichen Erlasses vom 21. Dezember 2006 zur Festlegung des Verfahrens vor 

dem Rat für Ausländerstreitsachen (im Folgenden: die Verfahrensordnung des Rates für 

Ausländerstreitsachen) legt fest, dass, wenn sich auf einen Fall äußerster Dringlichkeit berufen wird, der 

Aussetzungsantrag eine Darlegung des Sachverhalts enthalten muss, der diese äußerste Dringlichkeit 

rechtfertigt.  

 

Darüber hinaus kann gemäß Artikel 39/82 § 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 nur dann die 

Aussetzung der Ausführung eines Verwaltungsakts angeordnet werden, wenn ernsthafte Gründe vorgebracht 

werden, die die Nichtigkeitserklärung des angefochtenen Akts rechtfertigen könnten, und unter der 

Vorrausetzung, dass durch die unmittelbare Ausführung des Akts einen erheblichen und schwer 

wiedergutzumachenden Schaden verursachen könnte.  

 

Daraus folgt, dass ein Aussetzungsantrag in äußerster Dringlichkeit nur dann bewilligt werden kann, wenn 

die drei oben genannten Bedingungen kumulativ erfüllt sind. 

 

3.2. Bezüglich der ersten Bedingung: der äußersten Dringlichkeit 

 

Artikel 39/82 § 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 sieht vor:  

 

„Ist gegen den Ausländer eine Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme gefasst worden, deren Ausführung 

unmittelbar bevorsteht, insbesondere wenn er an einem in den Artikeln 74/8 und 74/9 erwähnten bestimmten 

Ort festgehalten oder der Regierung zur Verfügung gestellt wird, und hat er die Aussetzung der erwähnten 

Ausweisungs- oder Abweisungsmaßnahme noch nicht auf gewöhnlichem Wege beantragt, kann er die 

Aussetzung der Ausführung dieser Maßnahme in äußerster Dringlichkeit in der in Artikel 39/57 § 1 Absatz 3 

erwähnten Frist beantragen.“ 

 

Im vorliegenden Fall wird der Antragsteller zum Zwecke der Abschiebung im „Geschlossenen Zentrum für 

Illegale“ in Vottem, d.h. an einem in den Artikeln 74/8 und 73/9 erwähnten bestimmten Ort, festgehalten. 

 

Demnach wird die äußerste Dringlichkeit gesetzlich vermutet. 

 

Folglich ist die erste kumulative Bedingung erfüllt. 

 

3.3. Bezüglich der zweiten Bedingung: des ernsthaften Rechtsmittels 

 

a) Auslegung dieser Bedingung 

 

Gemäß dem vorgennannten Artikel 39/82 § 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 kann nur dann die 

Aussetzung der Ausführung eines Verwaltungsakts angeordnet werden, wenn u.a. ein ernsthaftes Mittel 

vorgebracht wird, der die Nichtigkeit des angefochtenen Akts rechtfertigt. 

 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des Staatsrates erfordert die Darlegung eines „(Rechts)mittels“, dass sowohl 

die verletzte Rechtsregel oder der verletzte Rechtsgrundsatz ausreichend klar bezeichnet wird, als auch die 

Art und Weise, in der diese Rechtsregel oder dieser Rechtsgrundsatz durch den angefochten Verwaltungsakt 

verletzt wurde (Staatsrat, Entscheide Nr. 138.590 vom 17. Dezember 2004, Nr. 130.972 vom 4. Mai 2004 

und Nr. 135.618 vom 1. Oktober 2006, Nr. 135.618). 

 

Damit ein Rechtsmittel „ernsthaft“ ist, genügt es, dass es dem ersten Anschein nach und in Anbetracht des 

Sachverhalts des Falles für zulässig und begründet erklärt werden und somit zur Nichtigerklärung des 

angefochtenen Aktes führen könnte. 

 

Es geht zudem aus Artikel 39/82 § 4 Absatz 4 des Gesetzes hervor, dass im Falle eines Antrages, so wie er 

vorliegend eingereicht wurde, „der Kammerpräsident oder Richter für Ausländerstreitsachen […] eine 

sorgfältige und rigorose Prüfung aller ihm vorliegenden Beweismittel vor[nimmt], insbesondere der 
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Beweismittel, die Gründe zu der Annahme liefern, die Ausführung des angefochtenen Beschlusses würde 

den Antragsteller dem Risiko der Verletzung der grundlegenden Menschenrechte aussetzen, für die gemäß 

Artikel 15 Absatz 2 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten keine 

Abweichung erlaubt ist“. 

 

b) Anwendung dieser Bedingung im vorliegenden Fall 

 

- Darlegung des einzigen Rechtsmittels 

 

Die klagende Partei macht als einziges Rechtsmittel einen Verstoß gegen den Artikel 3 der Konvention zum 

Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (hiernach: die „EMRK“), in Verbindung mit der formellen 

Begründungspflicht der Verwaltungsakte, so wie sie in den Artikeln 2 und 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1991 

über die ausdrückliche Begründung der Verwaltungsakte und in Artikel 62 des Gesetzes vom 15. Dezember 

1980 vorgesehen ist, und des (europäischen) Rechts auf Gehör geltend. 

 

Der Antragsteller legt dar, dass er Eritreer und nicht Äthiopier ist, dass er an Epilepsie leidet, die in seinem 

Herkunftsland nicht angemessen behandelt werden könnte, und dass es in diesem Land eine Diktatur gibt, 

welche einen Militärdienst geschaffen hat, im Rahmen dessen die Rekruten der Sklaverei unterworfen 

werden. Er erklärt, dass er einen falschen Reisepass verwendet hat, da nur Ausländer sein Heimatland 

verlassen dürften. Er verweist diesbezüglich auf Berichte von Human Rights Watch und Amnesty 

International. Er wirft der beklagten Partei vor, weder nicht geprüft zu haben, ob er im Falle einer Rückführung 

nach Eritrea einer Verletzung des Artikels 3 der EMRK ausgesetzt würde. Er befürchtet als „Verräter“ 

angesehen zu werden. Er wirft der beklagten Partei außerdem vor, ihn nicht zu seiner Situation angehört zu 

haben. Er fügt hinzu, dass sein Ziel war, sich nach Norwegen zu begeben, wo gewisse Familienmitglieder 

(u.a. sein Bruder) wohnt, um dort internationalen Schutz zu beantragen. Er schlussfolgert, dass die 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen mangels vorheriger Anhörung illegal sei. 

 

- Prüfung der Ernsthaftigkeit des ersten Rechtsmittels 

 

• Zu Artikel 3 der EMRK 

 

Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention sieht Folgendes vor: 

 

„Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen 

werden.“ 

 

Diese Bestimmung bekräftigt einen der zentralen Werte jeder demokratischen Gesellschaft und verbietet – 

ohne Ausnahme – Folter und unmenschliche oder erniedrigende Behandlungen, unabhängig von den 

Umständen und den Handlungen des Opfers (EGMR, 21. Januar 2011, M.S.S. g. Belgien, § 218). 

 

Der EGMR hat bereits entschieden, dass die Ausweisung durch einen Mitgliedstaat ein Problem im Hinblick 

auf Artikel 3 der EMRK aufwerfen und somit die Haftung eines Vertragsstaates auslösen kann, wenn es 

ernsthafte und nachgewiesene Gründe für die Annahme gibt, dass der Antragsteller im Zielland tatsächlich 

Gefahr liefe, einer Behandlung unterzogen zu werden, die gegen Artikel 3 der EMRK verstößt. Unter diesen 

Umständen beinhaltet Artikel 3 der EMRK die Verpflichtung, die betreffende Person nicht in dieses Land 

abzuschieben (EGMR, 4. Dezember 2008, Y. g. Russland, § 75, und die Entscheide, auf die dort verwiesen 

wird; 26. April 2005, Müslim g. Türkei, § 66). 

 

Um zu beurteilen, ob es ernsthafte und nachweisliche Gründe für die Annahme gibt, dass der Antragsteller 

einem tatsächlichen Risiko einer nach Artikel 3 EMRK verbotenen Behandlung ausgesetzt ist, richtet sich der 

Rat nach den vom EGMR vorgegebenen Leitlinien. In dieser Hinsicht hat der EGMR entschieden, dass bei 

der Prüfung des Vorliegens eines Risikos einer unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung  die 

voraussichtlichen Folgen der Abschiebung des Antragstellers in das Zielland unter Berücksichtigung der 

allgemeinen Lage in diesem Land und der besonderen Umstände im Fall des Antragstellers zu prüfen sind 

(EGMR, 4. Dezember 2008, Y. g. Russland, § 78; EGMR, 28. Februar 2008, Saadi g. Italien, §§ 128-129; 

EGMR, 30. Oktober 1991, Vilvarajah und andere g. Vereinigtes Königreich, § 108 in fine). 
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Im vorliegenden Fall ergibt sich aus den Verfahrensunterlagen, dass die Staatsangehörigkeit des 

Antragstellers strittig ist. 

 

Die Parteien scheinen sich darüber einig, dass er nicht die somalische Staatsangehörigkeit hat.  

 

Der Kläger, der behauptet, dass er an Epilepsie leidet, führt an, dass er Eritreer ist und in diesem Land, nicht 

angemessen behandelt werden könnte. Er verweist des Weiteren auf die bedenklichen allgemeinen Zustände 

in diesem Land und befürchtet auf Grund der Umstände, unter denen er das Land verlassen hat, dort als 

„Verräter“ angesehen zu werden. Er führt somit nicht nur allgemeine Umstände, sondern auch persönliche 

Elemente an, die im Falle einer Abschiebung nach Eritrea problematisch sein könnten. 

 

In der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen, deren Aussetzung beantragt wird, geht die beklagte Partei 

davon aus, dass der Kläger die äthiopische Staatsangehörigkeit besitzt.  

 

Somit wurde das Risiko der Aussetzung einer nach Artikel 3 EMRK verbotenen Behandlung dem ersten 

Anschein nach nur im Hinblick auf eine Ausweisung nach Äthiopien geprüft.   

 

Die Risiken, welchen der Kläger ggf. Falle einer Ausweisung nach Eritrea ausgesetzt wäre, wurden 

offensichtlich nicht geprüft. 

 

Der Staatsrat hat jedoch bereits entschieden, dass die beklagte Partei beim Erlassen einer Anweisung das 

Staatsgebiet zu verlassen sicherstellen muss, dass die Ausführung dieser Anweisung im Einklang mit den 

internationalen Rechtsinstrumenten, die für den belgischen Staat verbindlich sind, darunter Art. 3 der EMRK, 

ist (vgl. Staatsrat, Entscheide Nr. 239.259 vom 28. September 2017 und Nr. 240.691 vom 8. Februar 2018). 

 

Die entsprechende Prüfung wurde darüber hinaus dem ersten Anschein nach nur partiell durchgeführt, 

insofern, was den Gesundheitszustand des Antragstellers angeht, darauf verwiesen wird, dass er zu einem 

späteren Zeitpunkt als dem Erlassen der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen hierzu angehört werde. 

 

Die beklagte Partei ist somit, dem ersten Anschein nach, nicht seinen prozeduralen Pflichten aus Artikel 3 

EMRK nachgekommen. 

 

Insofern sich dem ersten Anschein in der Verwaltungsakte keine handfesten Beweise bezüglich der 

Staatsangehörigkeit des Klägers befinden (es wird lediglich auf ein Foto eines Reisepasses verwiesen, dass 

der Kläger in Deutschland vorgezeigt hat, welches jedoch scheinbar weder von den deutschen, noch von den 

belgischen Behörden einer weitergehenden Prüfung unterzogen wurde), und somit das effektive Zielland 

nicht bestimmt werden kann, kann dem ersten Anschein nach nicht ausgeschlossen werden, dass eine 

Ausweisung in dieses Land auch einen Verstoß gegen Artikel 3 EMRK darstellen könnte, was die positiven 

Pflichten des Belgischen Staates angeht. 

 

Die erst im Nachhinein durchgeführte medizinische Untersuchung, aus der sich ergibt, dass der Kläger „nicht 

an einer Krankheit leidet, die Artikel 3 der EMRK beeinträchtigt“ (freie Übersetzung), wurde dem ersten 

Anschein nach auch davon ausgehend, dass der Kläger Äthiopier ist, vorgenommen und vermag somit nichts 

an dem Vorangehenden zu ändern. 

 

• Zum Recht auf Gehör 

 

Der Rat weist an erster Stelle darauf hin, dass sich aus dem Wortlaut von Artikel 41 der Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union (hiernach: die Charta) ergibt, dass sich dieser nicht an die 

Mitgliedstaaten, sondern ausschließlich an die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union richtet 

(EuGH, 17. Juli 2014, C-141/12, Y.S., Rn. 67), sodass die klagende Partei sich nicht unmittelbar auf diese 

Bestimmung berufen könnte. 

 

Das Recht auf Anhörung ist jedoch integraler Bestandteil der Achtung der Verteidigungsrechte, die einen 

allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts darstellen (EuGH 5. November 2014, C-166/13, Mukarubega, Rn. 

45; EuGH 22. November 2012, C-277/11, M.M., Rn. 81).  
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Indem sie auf die entsprechenden Auszüge der Entscheide des Europäischen Gerichtshofes C-383/13 vom 

10. September 2013 und C-166/13 vom 5. November 2014 verweist, beruft sich die klagende Partei 

offensichtlich auf diesen unionsrechtlichen Grundsatz, dies in Verbindung mit Artikel 3 der EMRK. 

 

Das Recht auf Anhörung „garantiert jeder Person die Möglichkeit, im Verwaltungsverfahren, bevor ihr 

gegenüber eine für ihre Interessen nachteilige Entscheidung erlassen wird, sachdienlich und wirksam ihren 

Standpunkt vorzutragen“ (EuGH, 22. November 2012, C-277/11, M.M., Rn. 87 und die dort aufgeführte 

Rechtsprechung).  

 

Gemäß der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes soll „die Regel, wonach der Adressat einer 

beschwerenden Entscheidung in die Lage versetzt werden muss, seinen Standpunkt vorzutragen, bevor die 

Entscheidung getroffen wird, es der zuständigen Behörde erlauben, alle maßgeblichen Gesichtspunkte 

angemessen zu berücksichtigen. Zur Gewährleistung eines wirksamen Schutzes der betroffenen Person soll 

die Regel diese insbesondere ermöglichen, einen Fehler zu berichtigen oder individuelle Umstände 

vorzutragen, die für oder gegen den Erlass oder für oder gegen einen bestimmten Inhalt der Entscheidung 

sprechen“ (EuGH, 18. Dezember 2008, C-349/07, Sopropé, Rn. 49).  

 

Dieses Recht setzt auch voraus, „dass die Verwaltung mit aller gebotenen Sorgfalt die entsprechenden 

Erklärungen der betroffenen Person zur Kenntnis nimmt, indem sie sorgfältig und unparteiisch alle relevanten 

Gesichtspunkte des Einzelfalls untersucht und ihre Entscheidung eingehend begründet […]; die Pflicht, eine 

Entscheidung so hinreichend spezifisch und konkret zu begründen, dass es dem Betroffenen ermöglicht wird, 

die Gründe für die Ablehnung seines Antrags zu verstehen, ergibt sich somit aus dem Grundsatz der Wahrung 

der Verteidigungsrechte“ (EuGH, 22. November 2012, C-277/11, M.M., Rn. 88).  

 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist dieses Recht auch dann zu wahren, wenn die anwendbare 

Regelung ein solches Verfahrensrecht nicht ausdrücklich vorsieht (EuGH, 10. September 2013, C-383/13 

PPU, M.G. u.a., Rn. 32; EuGH, 22. November 2012, C-277/11, M.M., Rn. 86).  

 

Die Pflicht zur Wahrung der Verteidigungsrechte der Adressaten von Entscheidungen, die ihre Interessen 

spürbar beeinträchtigen, ist somit grundsätzlich den Verwaltungen der Mitgliedstaaten auferlegt, wenn sie 

Maßnahmen treffen, die in den Geltungsbereich des Unionsrechts fallen (EuGH, 10. September 2013, C-

383/13 PPU, M.G. u.A., Rn. 35).  

 

Das Recht auf Anhörung ist allgemein anwendbar. Demgemäß hat der Gerichtshof stets die Bedeutung des 

Rechts auf Anhörung und seinen sehr weiten Geltungsumfang in der Unionsrechtsordnung bekräftigt, indem 

er dargelegt hat, dass dieses Recht in allen Verfahren gelten muss, die zu einer beschwerenden Maßnahme 

führen können (EuGH, 22. November 2012, C-277/11, M.M., Rn. 85 und die dort aufgeführte 

Rechtsprechung).  

 

Im vorliegenden Fall wurde der klagenden Partei eine Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen zugestellt, 

in Anwendung von Artikel 7 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980.  

 

Diese Bestimmung stellt die teilweise Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und Verfahren in den 

Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger (hiernach: die 

Rückführungsrichtlinie) dar (Parl. Dok., Kammer, 2011-2012, Nr. 53-1825/001, 23).  

 

Demnach fällt diese Maßnahme in den Geltungsbereich des Unionsrechts.  

 

Zudem ist eine Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen eine beschwerende Entscheidung, die die 

Interessen der klagenden Partei spürbar beeinträchtigen könnte. 

 

Das Recht auf Anhörung, als allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts, ist im vorliegenden Fall also 

anwendbar.  

 

Vorliegend wurde die klagende Partei zwar von den deutschen Behörden, jedoch nicht von den belgischen 

Behörden angehört, zumindest nicht vor dem Erlassen der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen. 
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Aus den Anhörungen „zur Aufenthaltsbeendigung“ und zum „Einreise- und Aufenthaltsverbot“ und der 

„Beschuldigtenvernehmung“ der Bundespolizeidirektion Flensburg (BRD) geht hervor, dass er lediglich die 

Möglichkeit erhalten hat, sich zur Aufenthaltsbeendigung in Deutschland und zu einem befristeten Einreise- 

und Aufenthaltsverbots aus dem Bundesgebiet, und dies im Rahmen einer Rückführung nach Belgien, und 

im Rahmen von ihm in Deutschland zur Last gelegten Straftaten, nicht aber in Bezug auf den Beschluss, 

welchen die belgischen Behörden zu treffen in Erwägung zogen (Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen), 

angehört wurde. 

 

Eine solche Anhörung ist mangels verfügbaren Dolmetschers für die Sprache Tigrinya auch nicht in Belgien 

durchgeführt worden, bevor der Verwaltungsakt, dessen Aussetzung beantragt wird, erlassen wurde. 

 

In der Tat ergibt sich aus der Verwaltungsakte, dass eine solche Anhörung erst am 30. November 2023, also 

nach dem Erlassen der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen, durchgeführt werden konnte. 

 

Unter diesen Umständen kann dem ersten Anschein nach nicht von einer vorherigen Anhörung bezüglich der 

strittigen Entscheidung, also der anschließend getroffenen Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen, 

ausgegangen werden. 

 

Es muss aber betont werden, dass nach fester Rechtsprechung vom EuGH eine Verletzung der 

Verteidigungsrechte, insbesondere des Anspruchs auf rechtliches Gehör, nach dem Unionsrecht nur dann 

zur Nichtigerklärung der Entscheidung führt, die am Ende des fraglichen Verwaltungsverfahrens erlassen 

wird, wenn das Verfahren ohne diese Regelwidrigkeit zu einem anderen Ergebnis hätte führen können 

(EuGH, 10. September 2013, C-383/13 PPU, M.G. u.A., Rn. 38 und die dort aufgeführte Rechtsprechung).  

 

Somit kann nicht jede Regelwidrigkeit bei der Ausübung der Verteidigungsrechte eine Verletzung dieser 

Rechte darstellen.  

 

Folglich führt auch nicht jeder Verstoß insbesondere gegen den Anspruch auf rechtliches Gehör systematisch 

zur Rechtswidrigkeit der Entscheidung (EuGH 10. September 2013, C-383/13 PPU, M.G. u.A., Rn. 39).  

 

Um eine solche Rechtswidrigkeit festzustellen, obliegt es dem nationalen Gericht, falls seines Erachtens eine 

den Anspruch auf rechtliches Gehör beeinträchtigende Regelwidrigkeit vorliegt, zu prüfen, ob das fragliche 

Verwaltungsverfahren unter den speziellen tatsächlichen und rechtlichen Umständen des konkreten Falles 

zu einem anderen Ergebnis hätte führen können, weil der Betreffende Gesichtspunkte hätten geltend machen 

können, die geeignet gewesen wären, das Treffen der fraglichen Entscheidung zu beeinflussen (EuGH, 10. 

September 2013, C-383/13 PPU, M.G. u.A., Rn. 40). 

 

In seiner Klageschrift führt der Kläger verschiedene Elemente an, welche er der beklagten Partei gerne vorab 

mitgeteilt hätte: Er behauptet u.a., dass er eine andere Nationalität besitzen würde, als diejenige, welche im 

angefochtenen Verwaltungsakt angegeben wird und dass es in seinem Herkunftsland eine Diktatur und einen 

Militärdienst gibt, in dem die Rekruten sklavenähnlichen Verhältnissen ausgesetzt sind. Er befürchtet 

außerdem, dass seine Epilepsie in Eritrea nicht angemessen behandelt werden kann und er dort, aufgrund 

der Umstände, wie er das Land verlassen hat, als „Verräter“ angesehen und unmenschlichen und 

erniedrigenden Verhältnissen ausgesetzt werden könnte. 

 

Ohne sich zu diesen Elementen zu äußern, welche die Staatsangehörigkeit des Antragstellers und demnach 

das Land in welches er ggf. abgeschoben würde, seine Situation in diesem angeblichen Herkunftsland und 

seinen Gesundheitszustand betreffen, und die prima facie für die Prüfung des Risikos, ob es zu einem 

Verstoß des Artikels 3 der EMRK kommen könnte, wenn er in dieses Land abgeschoben würde, relevant 

scheinen, kann der Rat dem ersten Anschein nach nicht ausschließen, dass die Verwaltungsprozedur zu 

einem anderen Ergebnis hätte führen können, wenn der Kläger diese hätte geltend machen können.  

 

Dadurch, dass die beklagte Partei dem Kläger nicht die Möglichkeit gegeben hat, vor dem Treffen der 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen, welche geeignet ist, seine Interessen nachteilig zu beeinflussen, 

in nützlicher und effektiver Weise seinen Standpunkt darzulegen, hat diese daher dem ersten Anschein nach 

das Recht des Klägers auf rechtliches Gehör als allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts in Verbindung mit 

Artikel 3 der EMRK verletzt. 
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Die Ausführungen der beklagten Partei in ihrem Schriftsatz mit Anmerkungen vermögen an dieser 

Schlussfolgerung nichts zu ändern. 

 

In Bezug auf die geltend gemachte „gebundene Zuständigkeit“ der Staatssekretärin sei daran erinnert, dass 

die „Verpflichtung“, auf die sich die beklagte Partei beruft, nicht absolut ist, da Artikel 74/13 des Gesetzes 

vom 15. Dezember 1980 vorsieht, dass, wenn der Minister oder sein Beauftragter einen 

Ausweisungsbeschluss  fasst, er „das Wohl des Kindes, den Gesundheitszustand des Kindes, die familiären 

Bindungen und den Gesundheitszustand des betreffenden Drittstaatsangehörigen“ berücksichtigt, und da 

eine solche im belgischen Gesetz vorgesehene „Verpflichtung“ in jedem Fall im Lichte der Menschenrechte 

zu beurteilen ist, die in den internationalen Rechtsinstrumenten verankert sind, die für den belgischen Staat 

verbindlich sind, darunter den Artikel 3 der EMRK, auf welchen sich der Kläger beruft (vgl. Staatsrat, 

Entscheide Nr. 239.259 vom 28. September 2017 und Nr. 240.691 vom 8. Februar 2018). 

 

Das einzige Rechtsmittel ist im angegebenen Maße ernsthaft. 

 

Es erübrigt sich somit, den restlichen Teil des einzigen Rechtsmittels des Klägers zu prüfen, insofern dieser 

nicht zu einer umfassenderen Aussetzung der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen führen könnte. 

 

Folglich ist die zweite kumulative Bedingung erfüllt.  

 

3.3. Bezüglich der dritten Bedingung: des erheblichen und schwer wiedergutzumachenden Schadens 

 

a) Auslegung dieser Bedingung 

 

Gemäß Artikel 39/82 § 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 kann nur dann die Aussetzung der 

Ausführung eines Verwaltungsakts angeordnet werden, wenn durch die unmittelbare Ausführung des 

angefochtenen Aktes ein erheblicher und schwer wiedergutzumachender Schaden entstehen kann. 

 

b) Anwendung dieser Bedingung im vorliegenden Fall 

 

Der Antragsteller verweist auf seine im Rahmen seines einzigen Rechtsmittels vorgetragenen Erläuterungen 

in Bezug auf das Risiko im Falle einer Rückkehr nach Eritrea Behandlungen ausgesetzt zu werden, die durch 

Artikel 3 der ERMK untersagt sind. 

 

Im vorliegenden Fall wird die ernsthafte Gefahr eines erheblichen, schwer wiedergutzu-machenden 

Schadens im Fall der Ausführung der Entscheidung nachgewiesen, insofern sich aus dem Vorangehenden 

ergibt, dass die Rüge der Verletzung des Rechts auf rechtliches Gehör in Verbindung mit der Verletzung von 

Art. 3 der EMRK dem ersten Anschein nach begründet ist. Der Schaden, der sich daraus ergeben würde, 

dass der angefochtene Akt möglicherweise auch dem Grunde nach eine Verletzung des Verbots der Folter 

und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlungen darstellt, ist offensichtlich erheblich und schwer 

wiedergutzumachen. 

 

Folglich ist auch die dritte kumulative Bedingung erfüllt. 

 

3.4. Schlussfolgerung 

 

Aus den obigen Ausführungen ergibt sich, dass die drei Bedingungen für die Aussetzung der Ausführung der 

Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen mit Festhaltung im Hinblick auf Entfernung vom 28. November 

2023 (Anlage 13septies) erfüllt sind. 

 

Die Aussetzung der Ausführung dieses Verwaltungsaktes wird demnach angeordnet. 

 

4. Bezüglich der Verfahrenskosten 

 

In Anwendung von Artikel 39/68-1 § 5 Abs. 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 wird die Entscheidung 

über die Eintragungsgebühr, oder die Befreiung hiervon, in einem späteren Verfahrensstadium geregelt. 

 

AUS DIESEN GRÜNDEN BESCHLIESST DER RAT FÜR AUSLÄNDERSTREITSACHEN: 
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Erster Artikel 

 

Die Aussetzung der Ausführung der Anweisung das Staatsgebiet zu verlassen mit Festhaltung im Hinblick 

auf Entfernung vom 28. November 2023 (Anlage 13septies) wird angeordnet. 

 

Zweiter Artikel 

 

Der vorliegende Entscheid ist vorläufig vollstreckbar. 

 

Dritter Artikel 

 

Die Entscheidung bezüglich der Verfahrenskosten wird vorbehalten. 

 

 

 

So in Brüssel in öffentlicher Sitzung am elften Dezember zweitausenddreiundzwanzig verkündet von: 

 

 

Herr C. ROBINET, diensttuender Präsident, Richter für 

Ausländerstreitsachen,  

 

Frau V. MARCHAT,                       beigeordnete Greffier. 

 

 

 

Die Greffier, Der Präsident, 

 

 

 

 

 

 

V. MARCHAT C. ROBINET 

 

 

 


